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Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung des Tarifvertragsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Tarifvertragsgesetz vom 9. April 1949 
(WiGBl. S. 55) in der Fassung des Änderungs- 
gesetzes vom 11. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 19) wird wie folgt ergänzt: 

l.Ndch § 1 werden folgende neue §§ 1 a und 1 b 
eingefügt: 

„§ 1 a 

(1) Zur Beilegung von Meinungsverschieden- 
heiten, die nach der Kündigung oder dem Ablauf 
eines Tarifvertrages zwischen den Tarifvertrags- 
partelen über den Abschluß eines neuen Tarif- 
vertrages entstehen, müssen Tarifverträge Ver- 
einbarungen über die Bildung einer Schlichtungs- 
stelle und das Schlichtungsverfahren enthalten. 
Auf Schlichtungsvereinbarungen in einem ande- 
ren Tarifvertrag (Manteltarifvertrag) oder einem 
besonderen Schlichtungsabkommen kann Bezug 
genommen werden. 

(2) Kommt eine Einigung über den Abschluß 
eines neuen Tarifvertrages nicht zustande, so 
kann jede Tarifvertragspartei unter Bezeichnung 
der zu behandelnden Streitfrage die Schlichtungs- 
stelle anrufen. 

(3) Das Ergebnis eines Schlichtungsverfahrens 
ist mit Begründung schriftlich niederzulegen und 
innerhalb von sieben Tagen nach Abschluß des 
Verfahrens zu veröffentlichen. 

(4) Die Einleitung von Urabstimmungen sowie 
von Streiks, Aussperrungen oder anderen Ar- 


beitskampfmaßnahmen ist erst nach Ablauf von 
vierzehn Tagen nach Veröffentlichung des Ergeb- 
nisses eines Schlichtungsverfahrens zulässig. 

§ 1 b 

(1) Die Schlichtungsstelle kann Auskünfte und 
Gutachten einholen sowie Auskunftspersonen und 
Sachverständige hören. Sie kann den Parteien 
die Beibringung von Unterlagen aufgeben. Der 
wesentliche Inhalt der Aussagen und Unterlagen 
ist in die Niederschrift aufzunehmen; es soll 
dabei vermerkt werden, ob erbetene Unterlagen 
ausreichend gegeben wurden oder ob gebeten 
wurde, von einer Veröffentlichung Abstand zu 
nehmen. 

(2) Dem Antrag einer Tarifvertragspartei auf 
Einholung eines Gutachtens über die voraus- 
sichtlichen Auswirkungen der im Verfahren 
streitigen Neuregelungen auf die wirtschaftliche 
Lage der Arbeitnehmer und Betriebe (Arbeit- 
geber) der betroffenen Wirtschaftszv/eige (Pro- 
duktivitäts-, Ertrags-, Preis- und Lohnentwick- 
lung) sowie auf die gesamte Volkswirtschaft, ins- 
besondere die Erhaltung der Realkaufkraft der 
Deutschen Mark, ist stattzugeben. 

(3) In den Fällen des Absatzes 2 ist auf Antrag 
einer Tarifvertragspartei ein Gutachten des Prä- 
sidenten der Bundesbank einzuholen, vv^enn in 
den Schlichtungsvereinbarungen die Bildung 
einer Bundesschlichtungsstelle vorgesehen ist. 
Ist die Bildung einer Bundesschlichtungsstelle 
nicht vorgesehen, so kann die Schlichtungsstelle 
auf Antrag einer Tarifvertragspartei den Präsi- 
denten der Bundesbank um Erstattung eines Gut- 
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aditens bitten, wenn es sich um streitige Verein- 
barungen von überregionaler Bedeutung handelt. 

(4) Gutachten nach Absatz 3 sind zu veröffent- 
lichen; Gutachten nach Absatz 2 sind auf Antrag 
einer Partei zu veröffentlichen." 

2. In § 4 Abs. 1 erhält Satz 2 folgende Fassung: 

„Diese Vorschrift gilt entsprechend für Rechts- 
normen des Tarifvertrages über betriebliche und 
betriebs verfassungsrechtliche Fragen sowie über 
die Einrichtung einer Schlichtungsstelle und das 
Schlichtungsverfahren. " 


Artikel 2 

Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes geltende Tarif- 
verträge sind innerhalb von drei Monaten an die 
Bestimmungen des Aitikels 1 Nr. 1 § 1 a Abs. 1 
anzupassen, soweit sie nicht innerhalb dieses Zeit- 
raumes enden. 

Artikel 3. 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 29. Oktober 1957 

Mauk 

Dr. Atzenroth 

Dr. Becker (Hersfeld) und Fraktion 



